
vor, daß die Zusammenarbeit der Gerichte mit den 
Konfliktkommissionen dazu beitragen müsse, die Ge­
rechtigkeit und Gesetzlichkeit, den Schutz der Würde 
und der Rechte der Bürger zu verwirklichen. Unter 
diesem Gesichtspunkt seien auch die Beziehungen 
zu betrachten, die zwischen den Gerichten und den 
Konfliktkommissionen mit der Anfechtung von Kon­
fliktkommissionsbeschlüssen durch Klage (Einspruch) 
oder Einspruch des Staatsanwalts entstehen.
Wie groß der Beitrag ist, den die Konfliktkommisio­
nen zur Verwirklichung des sozialistischen Arbeits­
rechts leisten, folgt bereits daraus, daß sie in der 
überwiegenden Anzahl der arbeitsrechtlichen Kon­
flikte endgültig entscheiden». Der Vorsitzende der 
Rechtskommission im Berliner VEB Großdrehmaschi­
nenbau „7. Oktober“, Kollege S i e b e r t, berichtete 
z.B., daß die sechs Konfliktkommissionen seines Be­
triebes seit dem Jahre 1960 in 218 Fällen Beratungen 
durchgeführt haben und daß in nur 11 davon Klage 
(Einspruch) erhoben worden ist. Von der gewissen­
haften Vorbereitung und Durchführung der Beratun­
gen zeuge, daß keiner der angefochtenen Beschlüsse 
aufgehoben werden mußte. Um Konflikten vorzubeu­
gen, seien die Vorsitzenden der Konfliktkommissionen 
gemeinsam mit der Rechtskommission des Betriebes 
bemüht, in den Abteilungen auftretende Unstimmig­
keiten schnell zu klären. Das sei wiederholt gelungen, 
so daß es nicht erst einer Beratung der Konflikt­
kommission bedurfte.
Stadtgerichtsdirektor B r u n n e r  (Berlin) wies in die­
sem Zusammenhang darauf hin, daß in Berlin die 
Mitglieder der Konfliktkommissionen in Vorbereitung 
ihrer Beratungen häufig die Gerichte konsultieren. 
Allein im Stadtbezirk Berlin-Mitte sei das im Jahre 
1967 in etwa 200 Fällen geschehen. Durch die Kon­
sultationen werde den Konfliktkommissionen kame­
radschaftlich geholfen, ohne daß ihnen aber dadurch 
die eigenverantwortliche Entscheidung abgenommen 
würde.
Auf Probleme, die den Konfliktkommissionen noch 
gewisse Schwierigkeiten bereiten, ging Kollege 
H a n t s c h e ,  stellv. Leiter der Rechtsabteilung beim 
FDGB-Bundesvorstand, ein1». Er wurde von Bezirks­
gerichtsdirektor Dr. H e u c k e n d o r f  (Schwerin) er­
gänzt, der vor allem bei
— der vollständigen Aufklärung des Sachverhalts;
— der Aufdeckung der Ursachen und Bedingungen 

des arbeitsrechtlichen Konflikts;
— der konsequenten erzieherischen Einflußnahme auf 

den Rechtsverletzer;
— der Einordnung des Streitstoffes in die betrieb­

lichen Zusammenhänge und
— der richtigen Rechtsanwendung
eine bessere Anleitung und Unterstützung der Kon­
fliktkommissionen durch die Gerichte für erforderlich 
hielt.
Ausführlich wurde beraten, wie die Wirksamkeit der 
Empfehlungen der Konfliktkommissionen erhöht wer­
den könne. Bezirksgerichtsdirektor A r w a y (Suhl) 
und H a n t s c h e  kennzeichneten die Empfehlungen 
als wirksame Mittel zur Verbesserung der Leitungs­
tätigkeit und der Erziehungsarbeit im Betrieb sowie 
zur Beseitigung von Ursachen und begünstigenden 
Bedingungen für Rechts- und Moralverletzungen. Die 
Staats- und Wirtschaftsfunktionäre seien verpflichtet, 
die Empfehlungen der Konfliktkommissionen sorg-

3 Vgl. hierzu auch Rudelt / F. Kaiser / Ch. Kaiser, „Die Unter­
stützung der Konfliktkommissionen auf dem Gebiet des Ar­
beitsrechts durch die Gerichte“, NJ 1968 S. 164 ff., und die Aus­
führungen von Reinwarth in diesem Heft.
4 Vgl. hierzu den Beitrag von Kranke / Hantsche in diesem 
Heft.

fältig zu prüfen und diesen mitzuteilen, welche Maß­
nahmen daraufhin ergriffen wurden bzw. welche 
Gründe einer Verwirklichung der Empfehlung ent­
gegenstehen. Bei der Durchsetzung der Empfehlungen 
müßten die Gerichte die Konfliktkommissionen unter­
stützen, u. U. auch mit Hilfe der Gerichtskritik5 6.

Auf die Frage, ob die Gerichtskritik gegenüber den 
Konfliktkommissionen zulässig sei, gingen Richter 
Ch. K a i s er (Oberstes Gericht)6 und B r u n n e r  
ein. Vizepräsident Z i e g l e r  betonte in seinen 
Schlußbemerkungen, daß die Gerichte die Konflikt­
kommissionen in erster Linie kameradschaftlich unter­
stützen müßten. Nur bei grundsätzlichen Gesetzesver­
letzungen sei gegenüber den Konfliktkommissionen 
Gerichtskritik zu üben.
Sowohl S i e b e r t als auch Dr. P o m m e r e n i n g ,  
Mitarbeiter beim FDGB-Bezirksvorstand Gera und 
Schöffe beim Senat für Arbeitsrechtssachen des Ober­
sten Gerichts, würdigten die Leistungen der Richter, 
Staatsanwälte und Rechtswissenschaftler bei der Schu­
lung der Konfliktkommissionsmitglieder, und auch 
H a n t s c h e  brachte zum Ausdruck, daß die Gewerk­
schaften nach wie vor der Teilnahme der Richter 
und Schöffen an der Schulung der Konfliktkommissio­
nen große Bedeutung beimessen, weil die Vermittlung 
der gerichtlichen Erfahrungen zu einer besseren Arbeit 
der Konfliktkommissionen beiträgt.
Über das im Bezirk Gera entwickelte System der An­
leitung und Schulung der Konfliktkommissionen in­
formierte P o m m e r e n i n g .  Alle Konfliktkommissio­
nen seien in Stützpunkten erfaßt, die von den Ge­
werkschaften geleitet werden. Die Rechtskommissio­
nen der FDGB-Kreisvorstände berieten monatlich mit 
den Stützpunktleitern. An diesen Beratungen nähmen 
in der Regel auch Richter und Staatsanwälte teil. Da­
durch werde das Zusammenwirken mit den Rechts­
pflegeorganen gesichert und die Auswertung der 
Rechtsprechung gewährleistet. Zur Zeit werde diese 
Form der Anleitung durch die schrittweise Bildung 
von Rechtskabinetten bei den FDGB-Kreisvorständen 
weiterentwickelt. In diesen Kabinetten wirke ferner 
die Gruppe der gewerkschaftlichen Prozeßvertreter 
mit, so daß auch deren Erfahrungen genutzt werden 
können. Auch Richter und Staatsanwälte erhielten 
dadurch wertvolle Hinweise, z. B. über die Notwen­
digkeit von Verhandlungen in Betrieben.
Zur Verbesserung der Tätigkeit der Konfliktkommis­
sionen tragen auch — wie P o m m e r e n i n g  u n d  
B r u n n e r  darlegten — die von einigen FDGB-Be- 
zirksvorständen herausgegebenen „Informationsblät­
ter“ bei.
Den Fragen einer effektiven Anleitung und Schulung 
der Konfliktkommissionen wandten sich auch die Be­
zirksgerichtsdirektoren Si e g e r  t (Gera) und H e u k -  
k e n d o r f zu. Ein entscheidendes Kriterium für eine 
gute Anleitung a l l e r  Konfliktkommissionen sah 
Siegert in einer engen Zusammenarbeit der Gerichte 
mit den Vorständen (Rechtskommissionen) der Ge­
werkschaft. Über die Rechtskommissionen, in denen 
die Richter Einfluß auf inhaltliche Fragen der Schu­
lung nähmen, und das Stützpunktsystem der Gewerk­
schaft sei es im Bezirk Gera gelungen, alle Konflikt­
kommissionen zu erfassen.
H e u c k e n d o r f  meinte, die genaue Ausgestaltung 
der Zusammenarbeit innerhalb des Schulungssystems 
müsse den FDGB-Kreisvorständen überlassen blei­
ben, damit die jeweiligen örtlichen Bedingungen be­
achtet werden. Insofern dürfe auch die Forderung in

5 Welche Aufgaben insoweit den Staatsanwälten obliegen, führt 
Kirmse in dem in diesem Heft veröffentlichten Beitrag aus.
6 Der Diskussionsbeitrag ist in diesem Heft veröffentlicht.
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